
Suchergebnisse: Münchner Rat

18. April 1371 – Der Münchner Rat erhöht die Bürgerrechtsgebühr

München * Der Münchner Rat&nbsp;setzt die Bürgerrechtsgebühr&nbsp;auf fünf Pfund fest und

damit in eine - für Arbeiter, Taglöhner, Kleinhandwerker, Dienstboten und Knechte, Mägde und

Handelsdiener - unerreichbare Höhe.&nbsp;    Um das Gemeinwesen und damit das

Stadtsäckel&nbsp;durch den Zuzug unvermögender Personen nicht übermäßig zu belasten,

werden besitz- und gewerbslose Zuwanderer in der jungen, aufstrebenden Stadt schon ziemlich

früh zu „unwillkommenen Gästen“ erklärt.&nbsp;Der Rat der Stadt&nbsp;will nicht Armut, sondern

leistungsfähige und finanzkräftige Menschen einbürgern.&nbsp;Umgekehrt müssen die

Aufgenommen mindestens zehn Jahre in der Stadt bleiben, sonst haben sie mit einer Strafsteuer

von 31 Pfund zu rechnen.&nbsp;

1425 – Beseitigung dieser Stätte der Unzucht gefordert und abgelehnt

München-Angerviertel * Der Dekan von Sankt Peter, in dessen Pfarrei sich das Haus des

Scharfrichters und damit das Stadt-Bordell liegt, fordert die Beseitigung dieser „Stätte der

Unzucht“.      Doch der Münchner Rat lehnt dieses Ansinnen mit dem Hinweis auf „das

Herkommen und das Alter“ dieser Einrichtung kategorisch ab. 

1453 – Ein weiterer Brausatz verbietet den Brauern jede Einung

München * Ein weiterer Brausatz des Münchner Rats verbietet den Brauern jede Einung und

untersagt ihnen, sich zu Absprachen zu treffen oder sich gegenseitig verzuschreiben, wie viel und

wann sie brauen wollen.    Sie dürfen auch kein Getreide aufkaufen, das sie später wieder

verkaufen wollen. Damit soll Handelsschaft und Spekulation verhindert werden.

1492 – Die Kesselbergstraße wird ausgebaut

Walchensee - Königssee * Die Kesselbergstraße wird ausgebaut. Der holprige Weg vom

Walchensee zum Königssee ist bereits seit dem Jahr 1120 als Königspfad bekannt. Er war

allerdings - trotz des Namens - ein wenig einladender Saumpfad.     Dieser wird jetzt auf

Anregung des Münchner Ratsherrn Heinrich Barth zu einer Straße ausgebaut, die in neun Kehren
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die beiden Seen miteinander verbindet.    Der aufblühende Bozener Markt in Mittenwald profitiert

von dieser neuen Route. Bisher mussten die Fuhren nach München entweder die häufig

überschwemmte Straße durchs Murnauer Moos und das Loisachtal nehmen, oder sie waren auf

das enge Tal der Isar angewiesen.

1596 – Herzog Wilhelm V. ermahnt den Münchner Rat

München * Herzog Wilhelm V. ermahnt den Münchner Rat, „fleißiger auf die bösen Weiber zu

achten, die die Kindlein verzaubern“.

1611 – Ein Befehl zur Ausweisung der Priesterkonkubinen

München * Der Münchner Rat verhält sich gegenüber der Ausweisung der „Schlafweiber“

weiterhin so zurückhaltend, dass in den Jahren 1611, 1612 und 1613 der Befehl wegen

Ausweisung der Priesterkonkubinen von Herzog Maximilian I. wiederholt werden muss.      Der

Befehl sieht bei der Vernehmung der Konkubinen auch die Anwendung des Daumenstocks vor. 

1617 – Herzog Maximilian I. will vom Isartor hin zum Fluss die Stadt erweitern

München * Im Zuge des Ausbaus der Münchner Wallbefestigung plant Herzog Maximilian I., das

Gebiet vom Isartor bis zum Fluss städtebaulich zu erweitern und in die bestehende Stadtmauer

einzubeziehen.    Als offizielle Gründe nennt er die zunehmende Platznot innerhalb der

ummauerten Stadt, die wachsende Bevölkerungszahl sowie den Mangel an bezahlbarem

Wohnraum. Vor allem für den stetig größer werdenden Hofstaat und das Hofgesinde fehle es an

geeigneten Unterkünften.    Der Münchner Rat&nbsp;lehnt eine Stadterweiterung jedoch

entschieden ab. Nach seiner Argumentation seien viele Bürger zu arm, um neue Häuser zu

bauen, und die wohlhabenden Einwohner hätten kein Interesse daran, ihr Vermögen in

Zinshäuser zu investieren, deren Mieteinnahmen nicht einmal die Baukosten decken würden.

Zudem befürchtet der Rat, dass Neubauten vor den Toren den Wert der bestehenden Häuser

innerhalb der Stadt mindern und die Mieten insgesamt sinken könnten.    Am Ende setzt sich der

Rat der Stadt München durch – die geplante Stadterweiterung wird nicht umgesetzt.&nbsp;

12. Dezember 1637 – Angekündigte Grundsteinlegung für die Mariensäule
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München * Kurfürst Maximilian I. teilt dem Münchner Rat - ohne Rücksicht auf dessen

Bestimmungsrecht über den Marktplatz - selbstherrlich mit, er werde „der Heiligen Himlkönigin zu

Ehrn, und ewiger gedechtnus, ein offentliches Monumentum, von einer Seulen, und darauf

stehenden unnser lieben Frauen Bildtnus, mitten deß Plazs, aufrichten“. Die Arbeiten beginnen

zwei Tage später.      Er begründet dies mit der „unbezweifelbaren Fürbitte der Himmelskönigin

und Muttergottes“, die als Patronin und Beschützerin das Land und die Stadt „von Brand und

anderm feindlichen Verderben behütet und errettet“.      Der Rat der Stadt, der zu dieser

Entscheidung nicht herangezogen worden ist, muss dies unwidersprochen hinnehmen, obwohl

die Stadt seit dem Jahr 1315 das Privileg Kaiser Ludwigs des Baiern besitzt, alleine über die

Bebauung des Platzes bestimmen zu dürfen. Auf dem zentralen Platz der Bürgergemeinde

München ist künftig der Landesherr mit einer persönlichen Votivgabe präsent.  

1724 – Der Münchner Rat wünscht die Eingemeindung der Au und der Lohe

München - Au - Untergiesing * Der Münchner Rat wünscht - aufgrund der Neufestsetzung des

erweiterten Burgfriedens - die Eingemeindung der Au und der Lohe.

1730 – Der Viehmarkt auf den Lüften wird vom Lüftenwirt organisiert

Haidhausen - Au * Aus Beschwerden des Münchner Rats wissen wir, dass Auf den Lüften in der

Gegend des heutigen Rosenheimer Platzes, ein Viehmarkt entstanden ist. Der sich aus „wilder

Wurzel“ entwickelnde Viehmarkt auf den Lüften wird vom Lüftenwirt organisiert und macht dem

Münchner Viehmarkt am Anger erhebliche Konkurrenz. Dagegen läuft der Münchner Rat Sturm.   

Weil aber die Gegend der Lüften zu dieser Zeit noch in den Grenzen des Pfleggerichts

Wolfratshausen und damit außerhalb des Münchner Burgfriedens liegt, ist sie der Gerichtsbarkeit

und dem Zugriff der Münchner Obrigkeit entzogen. Der Stadtrat fordert deshalb durch seinen

Amtmann Jakob Röderer alle Viehhändler und Viehtreiber auf, ihre Tiere auf den Münchner

Viehmarkt am Anger hereinzutreiben. Doch es hilft nichts. 

1732 – Der Viehmarkt Auf den Lüften ist eine starke Konkurrenz

Haidhausen - Au * Der Viehmarkt Auf den Lüften ist derart ausgebildet, dass die kurfürstliche

Hofkammer in einem Schreiben an den Münchner Rat feststellt, dass die Münchner Metzger ihr

Schlachtvieh „nicht mehr am gewöhnlichen Ort auf dem Anger, wo dieser Markt seit jeher

stattgefunden hat, sondern bei dem sogenannten Lüftenhaus auf dem Isarberg” kaufen.    
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Anschließend treiben sie die gekauften Tiere in Richtung Schwabing auf die Weide an der

Stadtbleiche und mischen es unter das dortige Weidevieh, um es am Abend mit den anderen

Tieren in die Stadt hineintreiben zu lassen. Damit können die Münchner Metzger den

sogenannten Viehaufschlag, eine Steuer, umgehen.    Dass der Ausfall der Steuereinnahmen

dem Münchner Rat nicht gefällt, sei hier nur der Form halber erwähnt. Für die Stadtherren grenzt

diese Verfahrensweise an Betrug, weshalb diese nicht länger geduldet werden darf. Dennoch

bleibt der Viehmarkt bestehen.    Die Münchner müssen sich vom Pfleggericht

Wolfratshausen sogar den Vorwurf gefallen lassen, dass es ihnen lediglich um die Einnahmen

aus dem Pflaster- und Brückenzoll geht und sie den Viehmarkt auf den Lüften nur als Vorwand

nutzen, um den Burgfrieden wieder erweitern zu können. 

23. Juli 1789 – Jakob Nockher kauft einen Teil von Marquartskreith

Au * Der Bankier und Münchner Ratsherr Jakob Nockher kauft einen Teil von

Marquartskreith und errichtet darauf das Nockher-Schlösschen.

1. August 1874 – Der Ratskeller wird der Öffentlichkeit übergeben

München-Graggenau * Der im Neubau des Münchner Ratshauses eingebaute Ratskeller wird der

Öffentlichkeit übergeben. Die Weinkarte umfasst 231 Weine aus aller Welt. Die Stadtgemeinde

wird zum größten Weinwirt Münchens. Der Pächter wird verpflichtet, bis zu 6 Sorten

Regiewein zu einem vom Stadtmagistrat festgelegten Preis abzugeben.

18. Februar 1909 – Premiere des Münchner Glockenspiels

München-Graggenau * Das Glockenspiel auf dem Münchner Rathaus erlebt seine öffentliche

Erstaufführung. Gleichzeitig wird es von der Stadt endgültig abgenommen und sein&nbsp;Betrieb

genehmigt.&nbsp;

12. Januar 1912 – Arbeitslosen-Demonstration vor dem Rathaus

München-Graggenau * 1.500 Arbeitslose demonstrieren vor dem Münchner Rathaus. 

21. November 1918 – Eduard Schmid fordert Reformen im Rathaus
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München-Graggenau * Der Mehrheitssozialist Eduard Schmid fordert in der Magistratssitzung im

Münchner Rathaus in einem Antrag       eine Vereinfachung der Stadtverwaltung,   eine

schrittweise Reform, die der neuen politischen Lage angepasst ist,   die sofortige Herstellung der

„notwendigen Fühlung […] mit den zuständigen Stellen des Volksstaates“.   „Die

Kommunalverbände sollen zunächst durch das Wirken des Arbeiter- und Soldatenrates nicht

beeinflusst werden.“ 

22. Februar 1919 – Gespräche zur Überwindung der Spaltung der Linken

München * Ernst Niekisch strebt die Wiederannäherung von USPD und SPD an, weshalb drei

Mitglieder des Zentralrats - Niekisch, Sauber und Gandorfer - versuchen, durch Gespräche mit

Delegierten der Münchner Ortsgruppen von SPD, USPD und Freien Gewerkschaften die

Spaltung der Linken zu überwinden und eine sozialistische Einheitsfront zu begründen.    Die

sechs Verhandlungsführer bezeichnen sich als „Kommission zur Wiederherstellung der Einheit

der sozialdemokratischen Parteien“. Sie erarbeiteten eine Vereinbarung als Grundlage für

Verhandlungen unter den von ihnen vertretenen Interessengruppen.       In der Präambel wird

jeder politische Mord verurteilt, „gleich, von welcher Seite er verübt wird“,   und ein Programm

sozialistischer Einheit aufgestellt, das die Sicherung der Erfolge der Revolution gewährleisten und

einen Bruder- und Bürgerkrieg vermeiden soll.   Artikel 1 sieht vor, dass die Arbeiter-, Bauern-

und Soldatenräte in der Bayerischen Verfassung anerkannt und verankert werden. Rätemitglieder

sollen in Ausübung ihres Amtes Immunität genießen. Außerdem sollen sie den Ministerien

beratend zur Seite stehen.   Nach Artikel 2 sollen die im Amt verbliebenen Minister ihre Stellung

behalten und mit anderen Parteigenossen ein sozialistisches Ministerium bilden, dem ein Mitglied

es Bayerischen Bauernbundes als Landwirtschaftsminister beitreten soll.   Artikel 3 lautet: „Der

am 12. Januar rechtmäßig gewählte Landtag wird, sowie es die Verhältnisse gestatten, wieder

einberufen werden.“   Gemäß Artikel 4 soll das stehende Heer sofort aufgelöst und durch eine

republikanische Schutzwehr, die aus Mitgliedern der Freien Gewerkschaften, des Bauernbundes

und der organisierten Landarbeiterschaft besteht, ersetzt werden.   Nach Artikel 5 wird die

Freiheit der Presse grundsätzlich wiederhergestellt, doch werden gleichzeitig - „bis zur Rückkehr

geordneter Verhältnisse“ - erhebliche Einschränkungen der Pressefreiheit gefordert.      Wie

vorauszusehen war, geben die SPD-Führung und die Freien Gewerkschaften der Vereinbarung

unverzüglich ihre Zustimmung.    Anders die Münchner Räte. Sie zeigten sich über die hinter

ihrem Rücken stattfindenden Gespräche empört. Eine zur Beratung des Programms einberufene

Versammlung löste sich wegen des dritten Artikels in einem Tumult auf. Die Münchner Räte

drohen unverhohlen, dass sie einem Zentralrat, der bereit ist, den Landtag anzuerkennen, die

Bestätigung verweigern will.    Damit besteht die geforderte und so hoch gelobte Einheitsfront nur
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noch auf dem Papier. Ernst Niekisch ist jetzt zwar quasi Regierungschef in Bayern. Doch den im

Umbruch befindlichen Staat zu lenken, ist alles andere als einfach. Als zentrale Frage bleibt:

Welches Regierungssystem - Parlamentarismus oder Räterepublik - soll künftig in Bayern

herrschen? 

22. Februar 1919 – Sofortige Ausrufung einer sozialistischen Räterepublik beschlossen

München * Arnold Wadler bringt im Namen des Revolutionären Arbeiterrats auf einer

Versammlung von Münchner Räten, den Antrag zur „sofortigen Ausrufung der sozialistischen

Räterepublik“. Der Antrag wird - nach einer kontroversen Debatte - einstimmig angenommen. 

21. März 1919 – Ungarn wird eine sozialistische Räterepublik

Budapest * In Ungarn wird durch den Revolutionären Regierungsrat eine sozialistische

Räterepublik unter dem Vorsitz des Kommunisten Bela Kun ausgerufen. Sie bestärkt die

Münchner Räteanhänger in ihren Forderungen. Man hofft auf eine Verbindung von Bayern mit

Österreich, Ungarn und Russland.    Der in Bayern schon lange gepflegte Preußenhass verbindet

sich mit der Räte-Idee. 

7. April 1919 – Regensburg schließt sich der Münchner Räterregierung an

Regensburg * In Regensburg schließen sich SPD und USPD gemeinsam der Münchner

Räteregierung an.&nbsp;

13. April 1919 – Die Wirtschaftsblockade zwingt die Augsburger Räte in die Knie

Augsburg * Sechs Tage nach der Ausrufung der Räterepublik in Augsburg zwingt die von der

Bamberger Regierung verhängte Wirtschaftsblockade die Augsburger Räte in die

Knie.&nbsp;„Unter dem Zwang der Verhältnisse“ beenden sie den Versuch einer Räteregierung,

verwerfen die Räteverfassung als „verfrüht“ und setzen sich von der Münchner Räterepublik

ab.&nbsp;

14. April 1919 – Die Regierung Hoffmann bittet das Reich um militärische Unterstützung
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Bamberg * Die im Exil in Bamberg befindliche Regierung Hoffmann bittet nach dem gescheiterten

Palmsonntag-Putsch das Reich um militärische Unterstützung im Kampf gegen die Münchner

Räteherrschaft.&nbsp;

14. April 1919 – 5.000 Württemberger für die Niederschlagung der Räterepublik

Bamberg * Während Ministerpräsident Johannes Hoffmann nur noch Schadensbegrenzung

betreiben und dem Freikorpsführer Franz Ritter von Epp die Erstürmung Münchens verbieten

möchte, hofft der Minister für militärische Angelegenheiten, Ernst Schneppenhorst, dass 5.000

württembergische Soldaten für die Niederschlagung der Münchner Räterepublik bereitgestellt

werden.    Das Angebot hat die Regierung Hoffmann vom Stuttgarter Ministerpräsidenten Wilhelm

Blos erhalten, dem es darum geht, die Eigenständigkeit Süddeutschlands im Reich zu stärken.

Ihm war klar, wenn Bayern unter die Reichshoheit fallen sollte, dann würden in Zukunft auch die

übrigen süddeutschen Länder nur noch eine untergeordnete Rolle gegenüber Preußen spielen

können.&nbsp;

18. April 1919 – Victor Klemperer beschreibt Gustav Landauer

München * Victor Klemperer, der für die Münchner Räterepublik nicht das Geringste übrig hat und

die Ereignisse als Tragikomödie&nbsp;betrachtet, schreibt in sein Revolutionstagebuch. „Gestern

nachmittag lernte ich Gustav Landauer kennen, der einige Tage das Schicksal und speziell das

geistige Schicksal Münchens – er selbst hoffte: Bayerns – bedeutet hat.     Nur die lang

herabfallenden Haare verrieten den Sonderling: sonst macht der hagere Mann mit dem

ergrauenden Vollbart einen völlig kultivierten, weder revolutionären noch proletarischen Eindruck;

die großen braunen Augen blicken viel eher gütig als fanatisch, Stimme und Ausdrucksweise sind

von geschliffener Milde.“&nbsp;

29. April 1919 – Dem Münchener Spießer geschah es schon recht

Schleißheim * Im Jahr 1927 kommt das in insgesamt zehn Auflagen erschienene Buch „Ernstes

und Heiteres aus dem Putschleben“ auf den Markt. Darin beschreibt Manfred von Killinger seine

stark antisemitisch geprägten Erinnerungen als Freikorpsführer der Marine-Brigade-Ehrhardt in

der Zeit der Niederschlagung der Münchner Räterepublik. Das Buch beginnt so:      „Von Saalfeld

kommend, luden wir in Schleißheim aus. Das Vierte Regiment hatte bereits gesichert. Wir

bekamen Befehle. München war umstellt. Diesmal würde es zu harten Kämpfen kommen. In
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München hatte die rote Brut das Heft fest in der Hand. Lewin [!] Leviné-Nissen, Mühsam usw.,

was waren das für Namen. Waren das Bayern? Jüdisches, internationales Gesindel, die

Intellektuellen aus Schwabing.     Es musste ja so kommen. Dem Münchener Spießer geschah es

schon recht. Jahrelang hatte er das Treiben in Schwabing mit angesehen, das Treiben, das im

Simplicissimus seinen Niederschlag gefunden hatte. Jahrelang hatte er behäbig lachend mit

angesehen, wie Kirche und Thron von diesen Kreisen in den Dreck gezogen wurden, und das als

guten Witz aufgefasst. Jetzt zeigte ihm die Bestie das wahre Gesicht“. 

30. April 1919 – Eine durch nichts zu rechtfertigende Mordaktion

München-Isarvorstadt * Fakt ist, die Mordaktion im Luitpold-Gymnasium ist durch nichts zu

rechtfertigen. Fakt ist aber auch, dass sie die einzige ist, die in diesen Tagen von Anhängern der

Räterepublik verübt wird. Dennoch ist der „Geiselmord im Luitpold-Gymnasium“ bis heute fester

Bestandteil jeder Erzählung über die Münchner Räterepublik.    Der Begriff „Geiselmord“ für die

Bluttat im Luitpold-Gymnasium ist irreführend, da es sich bei den Opfern um Gefangene handelt.

&nbsp;Die Thule-Leute hatten im Hotel Vier Jahreszeiten eine Widerstandszelle eingerichtet. Dort

wurden Ausweise der Räterepublik gefälscht, mit denen Freiwillige München verlassen konnten,

um sich den Regierungstruppen anzuschließen. Wer sich aber unter den Bedingungen eines

Bürgerkrieges auf derartige Aktivitäten einlässt, muss wissen, dass er mit seinem Leben spielt.   

In der Geschichtsschreibung herrscht die Auffassung, dass der sogenannte „Geiselmord von

München“ die Welle der blutigen Racheaktionen bei den Regierungstruppen ausgelöst hat. Eine

andere These besagt, dass die routinemäßige Tötung von Zivilisten und die für ihre Hinrichtung

angegebenen Gründe schon zuvor zum Repertoire der Regierungstruppen gehörte.

9. März 1933 – Die Machtergreifung der Nationalsozialisten in Bayern

München-Graggenau * Die Machtergreifung der Nationalsozialisten in Bayern. Max Amann hisst

die Hakenkreuzfahne am Münchner Rathaus. Nun beginnt die systematische Ausschaltung ihrer

politischen Gegner.

August 1996 – Bürgermeister Hep Monatzeder enthüllt eine Gedenktafel

München-Haidhausen * Bürgermeister Hep Monatzeder enthüllt gemeinsam mit dem

Hofbräukeller-Wirt Günter Steinberg und den Enkeln der zwölf am 5. Mai 1919 im Garten des

Hofbräukellers ermordeten Perlacher Arbeiter eine Gedenktafel, die an die Vorgänge erinnern
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soll. Damit will die Landeshauptstadt München verhindern, dass die Opfer der Niederschlagung

der Münchner Räterepublik in Vergessenheit geraten.    Hep Monatzeder betont dies bei der

Enthüllung der Gedenktafel und sagte weiter: „Sie soll aber auch zur Wachsamkeit und zum

Widerstand mahnen gegen jedes neue Aufflammen von Rechtsextremismus, Fanatismus und

Intoleranz.“ 

13. März 2018 – Gedenkveranstaltung für die deportierten Sinti und Roma

München-Graggenau * Im Münchner Rathaus findet erstmals eine Gedenkveranstaltung an die

Deportation der Münchner Sinti und Roma statt.&nbsp;
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